
  

Schlieren - wo Zürich Zukunft hat 

 

 

Gemeindeordnung, Teilrevision 2022 (SKR 1.00) 
 
 

Alt Neu Bemerkung 

I. Allgemeine Bestimmungen I. Allgemeine Bestimmungen  

   

   

Art. 1  Gegenstand Art. 1  Gegenstand  

Die Gemeindeordnung ist die Verfassung der Stadt 

Schlieren. Sie regelt die Grundzüge der Organisa-

tion der Gemeinde und die Zuständigkeiten ihrer Or-

gane. 

Die Gemeindeordnung ist die Verfassung der Stadt 

Schlieren. Sie regelt die Grundzüge der Organisa-

tion der Gemeinde und die Zuständigkeiten ihrer Or-

gane. 

 

Art. 2  Gemeindeart und Organisation Art. 2  Gemeindeart und Organisation  
1 Die Stadt Schlieren ist eine politische Gemeinde 

des Kantons Zürich. 

1 Die Stadt Schlieren ist eine politische Gemeinde 

des Kantons Zürich. 

 

2 Sie ist als Parlamentsgemeinde organisiert. 2 Sie ist als Parlamentsgemeinde organisiert.  
3 In der Stadt Schlieren wird der Gemeindevor-

stand als Stadtrat bezeichnet. 

3 In der Stadt Schlieren wird der Gemeindevor-

stand als Stadtrat bezeichnet. 

 

Art. 3  Leitbild Art. 3  Leitbild  

Der Stadtrat erstellt für die Behörden- und Verwal-

tungstätigkeit ein Leitbild. Es wird periodisch über-

prüft und nachgeführt. 

Der Stadtrat erstellt für die Behörden- und Verwal-

tungstätigkeit ein Leitbild. Es wird periodisch über-

prüft und nachgeführt. 

 

II. Die Stimmberechtigten II. Die Stimmberechtigten  

1. Organstellung 1. Organstellung  

Art. 4  Funktion Art. 4  Funktion  
1 Die Stimmberechtigten sind als Souverän der 

Gemeinde ihr oberstes Organ. 

1 Die Stimmberechtigten sind als Souverän der 

Gemeinde ihr oberstes Organ. 

 

2 Sie üben ihre Wahl- und Stimmrechte an der 

Urne aus. 

2 Sie üben ihre Wahl- und Stimmrechte an der 

Urne aus. 

 

2. Politische Rechte 2. Politische Rechte  

Art. 5  Wählbarkeit, Wahl- und Stimmrecht Art. 5  Wählbarkeit, Wahl- und Stimmrecht  
1 Die Wählbarkeit sowie das Recht, an Wahlen 

und Abstimmungen der Gemeinde teilzunehmen 

und Wahlvorschläge einzureichen, richten sich 

nach der Kantonsverfassung und dem Gesetz 

über die politischen Rechte. 

1 Die Wählbarkeit sowie das Recht, an Wahlen 

und Abstimmungen der Gemeinde teilzunehmen 

und Wahlvorschläge einzureichen, richten sich 

nach der Kantonsverfassung und dem Gesetz 

über die politischen Rechte. 
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2 Für die Wahl in Organe der Gemeinde ist der po-

litische Wohnsitz in der Gemeinde erforderlich. 

Davon ausgenommen sind die Betreibungsbeam-

tin bzw. der Betreibungsbeamte, die Friedensrich-

terin bzw. der Friedensrichter sowie die Mitglieder 

des Wahlbüros, die mit politischem Wohnsitz im 

Kanton wählbar sind. 

2 Für die Wahl in Organe der Gemeinde ist der po-

litische Wohnsitz in der Gemeinde erforderlich. 

Davon ausgenommen sind die Betreibungsbeam-

tin bzw. der Betreibungsbeamte, die Friedensrich-

terin bzw. der Friedensrichter sowie die Mitglieder 

des Wahlbüros, die mit politischem Wohnsitz im 

Kanton wählbar sind. 

 

3 Das Initiativ- und Referendumsrecht richtet sich 

nach dem Gesetz über die politischen Rechte so-

wie der Gemeindeordnung. 

3 Das Initiativ- und Referendumsrecht richtet sich 

nach dem Gesetz über die politischen Rechte so-

wie der Gemeindeordnung. 

 

3. Urnenwahlen und -abstimmungen 3. Urnenwahlen und -abstimmungen  

Art. 6  Verfahren Art. 6  Verfahren  
1 Der Stadtrat ist wahlleitende Behörde. Er setzt 

die Wahl- und Abstimmungstage fest. 

1 Der Stadtrat ist wahlleitende Behörde. Er setzt 

die Wahl- und Abstimmungstage fest. 

 

2 Das Verfahren richtet sich nach dem Gesetz über 

die politischen Rechte. 

2 Das Verfahren richtet sich nach dem Gesetz über 

die politischen Rechte. 

 

3 Die Durchführung der Urnenwahlen und -abstim-

mungen ist Aufgabe des Wahlbüros. 

3 Die Durchführung der Urnenwahlen und -abstim-

mungen ist Aufgabe des Wahlbüros. 

 

Art. 7  Urnenwahlen Art. 7  Urnenwahlen  

Die Stimmberechtigten wählen an der Urne auf die 

gesetzliche Amtsdauer: 

1. die Mitglieder des Gemeindeparlaments, 

2. die Mitglieder mit Einschluss der Präsidentin 

bzw. des Präsidenten des Stadtrats, 

3. die Mitglieder der Schulpflege, 

4. die Mitglieder der Bürgerrechtskommission, 

5. die Friedensrichterin bzw. den Friedensrichter. 

Die Stimmberechtigten wählen an der Urne auf die 

gesetzliche Amtsdauer: 

1. die Mitglieder des Gemeindeparlaments, 

2. die Mitglieder mit Einschluss der Präsidentin 

bzw. des Präsidenten des Stadtrats, 

3. die Mitglieder der Schulpflege, 

4. die Mitglieder der Bürgerrechtskommission, 

5. die Friedensrichterin bzw. den Friedensrichter. 

 

Art. 8  Erneuerungswahlen Art. 8  Erneuerungswahlen  
1 Für die Erneuerungswahlen des Stadtrats gelten 

die Bestimmungen des Gesetzes über die politi-

schen Rechte über die Wahl mit gedruckten Wahl-

vorschlägen. Werden mehr Personen vorgeschla-

gen, als Stellen zu besetzen sind, erfolgt die Wahl 

mit einem leeren Wahlzettel. In diesem Fall wird 

den Wahlunterlagen im ersten Wahlgang ein Bei-

blatt beigelegt. 

1 Für die Erneuerungswahlen des Stadtrats gelten 

die Bestimmungen des Gesetzes über die politi-

schen Rechte über die Wahl mit gedruckten Wahl-

vorschlägen. Werden mehr Personen vorgeschla-

gen, als Stellen zu besetzen sind, erfolgt die Wahl 

mit einem leeren Wahlzettel. In diesem Fall wird 

den Wahlunterlagen im ersten Wahlgang ein Bei-

blatt beigelegt. 
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2 Für die Ersatzwahlen der übrigen an der Urne 

gemäss Art. 7 zu wählenden Gemeindeorgane 

gelten die Bestimmungen des Gesetzes über die 

politischen Rechte über die stille Wahl. Sind die 

Voraussetzungen für die stille Wahl nicht erfüllt, 

werden leere Wahlzettel verwendet. Den Wahlun-

terlagen wird im ersten Wahlgang ein Beiblatt bei-

gelegt. 

2 Für die Ersatzwahlen der übrigen an der Urne 

gemäss Art. 7 zu wählenden Gemeindeorgane 

gelten die Bestimmungen des Gesetzes über die 

politischen Rechte über die stille Wahl. Sind die 

Voraussetzungen für die stille Wahl nicht erfüllt, 

werden leere Wahlzettel verwendet. Den Wahlun-

terlagen wird im ersten Wahlgang ein Beiblatt bei-

gelegt. 

 

Art. 9  Ersatzwahlen Art. 9  Ersatzwahlen  
1 Für die Ersatzwahlen des Stadtrats gelten die 

Bestimmungen des Gesetzes über die politischen 

Rechte über die Wahl mit gedruckten Wahlvor-

schlägen. Werden mehr Personen vorgeschlagen, 

als Stellen zu besetzen sind, erfolgt die Wahl mit 

einem leeren Wahlzettel. In diesem Fall wird den 

Wahlunterlagen im ersten Wahlgang ein Beiblatt 

beigelegt. 

1 Für die Ersatzwahlen des Stadtrats gelten die 

Bestimmungen des Gesetzes über die politischen 

Rechte über die Wahl mit gedruckten Wahlvor-

schlägen. Werden mehr Personen vorgeschlagen, 

als Stellen zu besetzen sind, erfolgt die Wahl mit 

einem leeren Wahlzettel. In diesem Fall wird den 

Wahlunterlagen im ersten Wahlgang ein Beiblatt 

beigelegt. 

 

2 Für die Ersatzwahlen der übrigen an der Urne 

gemäss Art. 7 zu wählenden Gemeindeorgane 

gelten die Bestimmungen des Gesetzes über die 

politischen Rechte über die stille Wahl. Sind die 

Voraussetzungen für die stille Wahl nicht erfüllt, 

werden leere Wahlzettel verwendet. Den Wahlun-

terlagen wird im ersten Wahlgang ein Beiblatt bei-

gelegt. 

2 Für die Ersatzwahlen der übrigen an der Urne 

gemäss Art. 7 zu wählenden Gemeindeorgane 

gelten die Bestimmungen des Gesetzes über die 

politischen Rechte über die stille Wahl. Sind die 

Voraussetzungen für die stille Wahl nicht erfüllt, 

werden leere Wahlzettel verwendet. Den Wahlun-

terlagen wird im ersten Wahlgang ein Beiblatt bei-

gelegt. 

 

4. Initiative und Referendum 4. Initiative und Referendum  

Art. 10  Urheber einer Initiative Art. 10  Urheber einer Initiative  
1 300 Stimmberechtigte können eine Volksinitiative 

einreichen über Gegenstände, die dem obligatori-

schen oder fakultativen Referendum unterstehen. 

1 300 Stimmberechtigte können eine Volksinitiative 

einreichen über Gegenstände, die dem obligatori-

schen oder fakultativen Referendum unterstehen. 

 

2 Eine Einzelinitiative über Gegenstände, die dem 

obligatorischen oder fakultativen Referendum un-

terstehen, können einreichen: 

1. eine einzelne stimmberechtigte Person, 

2. mehrere stimmberechtigte Personen. 

2 Eine Einzelinitiative über Gegenstände, die dem 

obligatorischen oder fakultativen Referendum un-

terstehen, können einreichen: 

1. eine einzelne stimmberechtigte Person, 

2. mehrere stimmberechtigte Personen. 

 

Art. 11  Obligatorisches Referendum Art. 11  Obligatorisches Referendum  
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Die Stimmberechtigten entscheiden an der Urne 

über: 

1. Teil- und Totalrevisionen der Gemeindeordnung, 

2. Ausgliederungen von erheblicher Bedeutung, 

3. Verträge über den Zusammenschluss mit ande-

ren Gemeinden, 

4. den Abschluss und die Änderung von Verträgen 

über die Zusammenarbeit in Form eines Zweck-

verbands, einer gemeinsamen Anstalt oder ei-

ner juristischen Person des Privatrechts, 

5. Anschluss- und Zusammenarbeitsverträge, 

wenn die Gemeinde damit hoheitliche Befug-

nisse abgibt oder die damit zusammenhängen-

den neuen Ausgaben durch die Stimmberechtig-

ten zu beschliessen sind,  

6. Verträge über Veränderungen des Stadtgebiets 

von erheblicher Bedeutung, 

7. die Bewilligung von neuen einmaligen Ausga-

ben von mehr als Fr. 3'000'000 und von neuen 

jährlich wiederkehrenden Ausgaben von mehr 

als Fr. 300'000, 

8. Erwerb oder Veräusserung von Beteiligungen 

an Unternehmen Dritter, die der Erfüllung öffent-

licher Aufgaben dienen, von mehr als 

Fr. 3'000'000 im Einzelfall, 

9. Schaffung neuer städtischer Organisationsein-

heiten und Schulen ohne gesetzliche Verpflich-

tung mit einem mutmasslichen jährlichen Brutto-

aufwand von mehr als Fr. 1'000'000. 

Die Stimmberechtigten entscheiden an der Urne 

über: 

1. Teil- und Totalrevisionen der Gemeindeordnung, 

2. Ausgliederungen von erheblicher Bedeutung, 

3. Verträge über den Zusammenschluss mit ande-

ren Gemeinden, 

4. den Abschluss und die Änderung von Verträgen 

über die Zusammenarbeit in Form eines Zweck-

verbands, einer gemeinsamen Anstalt oder ei-

ner juristischen Person des Privatrechts, 

5. Anschluss- und Zusammenarbeitsverträge, 

wenn die Gemeinde damit hoheitliche Befug-

nisse abgibt oder die damit zusammenhängen-

den neuen Ausgaben durch die Stimmberechtig-

ten zu beschliessen sind,  

6. Verträge über Veränderungen des Stadtgebiets 

von erheblicher Bedeutung, 

7. die Bewilligung von neuen einmaligen Ausga-

ben von mehr als Fr. 3'000'000 und von neuen 

jährlich wiederkehrenden Ausgaben von mehr 

als Fr. 300'000, 

8. Erwerb oder Veräusserung von Beteiligungen 

an Unternehmen Dritter, die der Erfüllung öffent-

licher Aufgaben dienen, von mehr als 

Fr. 3'000'000 im Einzelfall, 

9. Schaffung neuer städtischer Organisationsein-

heiten und Schulen ohne gesetzliche Verpflich-

tung mit einem mutmasslichen jährlichen Brutto-

aufwand von mehr als Fr. 1'000'000. 

 

Art. 12  Fakultatives Referendum Art. 12  Fakultatives Referendum  
1 Die Stimmberechtigten entscheiden auf Verlan-

gen an der Urne über Beschlüsse des Gemeinde-

parlaments. Ausgenommen sind Geschäfte, die 

durch das übergeordnete Recht von der Urnenab-

stimmung ausgeschlossen sind. 

1 Die Stimmberechtigten entscheiden auf Verlan-

gen an der Urne über Beschlüsse des Gemeinde-

parlaments. Ausgenommen sind Geschäfte, die 

durch das übergeordnete Recht von der Urnenab-

stimmung ausgeschlossen sind. 

 

2 Eine Urnenabstimmung können verlangen: 2 Eine Urnenabstimmung können verlangen:  
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1. 200 Stimmberechtigte innert 60 Tagen nach der 

amtlichen Veröffentlichung des Parlamentsbe-

schlusses (Volksreferendum), 

2. ein Drittel der Mitglieder des Gemeindeparla-

ments innert 14 Tagen nach der Beschlussfas-

sung (Parlamentsreferendum). 

1. 200 Stimmberechtigte innert 60 Tagen nach der 

amtlichen Veröffentlichung des Parlamentsbe-

schlusses (Volksreferendum), 

2. ein Drittel der Mitglieder des Gemeindeparla-

ments innert 14 Tagen nach der Beschlussfas-

sung (Parlamentsreferendum). 

III. Das Gemeindeparlament III. Das Gemeindeparlament  

Art. 13  Funktion und Zusammensetzung Art. 13  Funktion und Zusammensetzung  
1 Das Gemeindeparlament ist die Legislative und 

das politische Kontrollorgan der Stadt. 

1 Das Gemeindeparlament ist die Legislative und 

das politische Kontrollorgan der Stadt. 

 

2 Das Gemeindeparlament setzt sich aus 36 Mit-

gliedern zusammen. Es regelt seine Organisation 

in einem Organisationserlass. 

2 Das Gemeindeparlament setzt sich aus 36 Mit-

gliedern zusammen. Es regelt seine Organisation 

in einem Organisationserlass. 

 

Art. 14  Wahlbefugnisse Art. 14  Wahlbefugnisse  

Das Gemeindeparlament wählt: 

1. die Mitglieder seiner Organe, 

2. die Mitglieder der Sozialbehörde, 

3. die Mitglieder des Wahlbüros. 

Das Gemeindeparlament wählt: 

1. die Mitglieder seiner Organe, 

2. die Mitglieder der Sozialbehörde, 

3. die Mitglieder des Wahlbüros. 

 

Art. 15  Rechtsetzungsbefugnisse Art. 15  Rechtsetzungsbefugnisse  

Das Gemeindeparlament ist zuständig für den Er-

lass und die Änderung der folgenden Erlasse: 

1. Geschäftsordnung des Gemeindeparlaments, 

2. Verordnungen über die Ver- und Entsorgung, 

3. Polizeiverordnung, 

4. Parkkartenverordnung, 

5. Friedhofverordnung, 

6. Personalverordnung für die städtischen Mitar-

beitenden, 

7. Verordnung über die Entschädigung der Behör-

den, Kommissionen und Funktionärinnen 

bzw. Funktionäre, 

8. Verordnung über die Erteilung des Stadtbürger-

rechts, 

9. Verordnung über die Gemeindegebühren. 

Das Gemeindeparlament ist zuständig für den Er-

lass und die Änderung der folgenden Erlasse: 

1. Geschäftsordnung des Gemeindeparlaments, 

2. Verordnungen über die Ver- und Entsorgung, 

3. Polizeiverordnung, 

4. Parkkartenverordnung, 

5. Friedhofverordnung, 

6. Personalverordnung für die städtischen Mitar-

beitenden, 

7. Verordnung über die Entschädigung der Behör-

den, Kommissionen und Funktionärinnen 

bzw. Funktionäre, 

8. Verordnung über die Erteilung des Stadtbürger-

rechts, 

9. Verordnung über die Gemeindegebühren. 

 

Art. 16  Planungsbefugnisse Art. 16  Planungsbefugnisse  

Das Gemeindeparlament ist zuständig für die Fest-

setzung und Änderung: 

Das Gemeindeparlament ist zuständig für die Fest-

setzung und Änderung: 

 



15. Juni 2022 

Seite 6|27 
  

 

1. des kommunalen Richtplans, 

2. der Bau- und Zonenordnung, 

3. des Erschliessungsplans, 

4. von Sonderbauvorschriften und öffentlichen  

Gestaltungsplänen, 

5. des Generellen Entwässerungsplans, 

6. des kommunalen Energieplans, 

7. von Entscheiden über die Zulassung weiterer 

Energieträger und Versorgungseinrichtungen, 

die der allgemeinen Versorgung dienen. 

1. des kommunalen Richtplans, 

2. der Bau- und Zonenordnung, 

3. des Erschliessungsplans, 

4. von Sonderbauvorschriften und öffentlichen 

Gestaltungsplänen, 

5. des Generellen Entwässerungsplans, 

6. des kommunalen Energieplans, 

7. von Entscheiden über die Zulassung weiterer 

Energieträger und Versorgungseinrichtungen, 

die der allgemeinen Versorgung dienen. 

Art. 17  Allgemeine Verwaltungsbefugnisse Art. 17  Allgemeine Verwaltungsbefugnisse  

Das Gemeindeparlament ist zuständig für: 

1. die politische Kontrolle über Behörden, Verwal-

tung und die weiteren Träger öffentlicher Aufga-

ben, 

2. die Bereinigung aller Vorlagen und die Antrag-

stellung zu Geschäften der Stimmberechtigten,  

3. die Behandlung von Initiativen, 

4. die Behandlung parlamentarischer Vorstösse, 

5. die Festlegung der Mitgliederzahl des Wahlbü-

ros, 

6. Ausgliederungen von nicht erheblicher Bedeu-

tung, 

7. Anschluss- und Zusammenarbeitsverträge ge-

mäss seiner Befugnis zur Bewilligung neuer 

Ausgaben, sofern die Gemeinde keine hoheitli-

chen Befugnisse abgibt, 

8. Verträge über Gebietsänderungen von nicht er-

heblicher Bedeutung, 

9. die Schaffung neuer Stellen in der Stadtverwal-

tung, soweit nicht der Stadtrat oder die Schul-

pflege dafür zuständig ist, 

10. die autonome Errichtung von Eigenwirtschafts-

betrieben, 

11. die Annahme und Ausschlagung von Schenkun-

gen, Vermächtnissen und Erbschaften, soweit 

Das Gemeindeparlament ist zuständig für: 

1. die politische Kontrolle über Behörden, Verwal-

tung und die weiteren Träger öffentlicher Aufga-

ben, 

2. die Bereinigung aller Vorlagen und die Antrag-

stellung zu Geschäften der Stimmberechtigten,  

3. die Behandlung von Initiativen, 

4. die Behandlung parlamentarischer Vorstösse, 

5. die Festlegung der Mitgliederzahl des Wahlbü-

ros, 

6. Ausgliederungen von nicht erheblicher Bedeu-

tung, 

7. Anschluss- und Zusammenarbeitsverträge ge-

mäss seiner Befugnis zur Bewilligung neuer 

Ausgaben, sofern die Gemeinde keine hoheitli-

chen Befugnisse abgibt, 

8. Verträge über Gebietsänderungen von nicht er-

heblicher Bedeutung, 

9. die Schaffung neuer Stellen in der Stadtverwal-

tung, soweit nicht der Stadtrat oder die Schul-

pflege dafür zuständig ist, 

10. die autonome Errichtung von Eigenwirtschafts-

betrieben, 

11. die Annahme und Ausschlagung von Schenkun-

gen, Vermächtnissen und Erbschaften, soweit 

 



15. Juni 2022 

Seite 7|27 
  

 

die damit verbundenen Verpflichtungen die Fi-

nanzkompetenzen des Stadtrats übersteigen, 

12. die Bestimmung des amtlichen Publikationsor-

gans. 

die damit verbundenen Verpflichtungen die Fi-

nanzkompetenzen des Stadtrats übersteigen, 

12. die Bestimmung des amtlichen Publikationsor-

gans. 

Art. 18  Finanzbefugnisse Art. 18  Finanzbefugnisse  
1 Das Gemeindeparlament trifft folgende Ent-

scheide unter Vorbehalt des fakultativen Referen-

dums: 

1. Bewilligung von im Budget nicht enthaltenen 

neuen einmaligen Ausgaben von mehr als 

Fr. 1'000'000 bis Fr. 3'000'000, und neuen jähr-

lich wiederkehrenden Ausgaben von mehr als 

Fr. 150'000 bis Fr. 300'000, 

2. Bewilligung von im Budget enthaltenen neuen 

einmaligen Ausgaben von mehr als 

Fr. 1'000'000 bis Fr. 3'000'000, und neuen jähr-

lich wiederkehrenden Ausgaben von mehr als 

Fr. 150'000 bis Fr. 300'000, 

3. Erwerb oder Veräusserung von Beteiligungen 

an Unternehmungen Dritter, die der Erfüllung 

öffentlicher Aufgaben dienen, von mehr als 

Fr. 750'000 bis Fr. 3'000’000 im Einzelfall, 

4. Schaffung neuer Organisationseinheiten der 

Stadtverwaltung und Schulen ohne gesetzliche 

Verpflichtung mit einem mutmasslichen jährli-

chen Bruttoaufwand von mehr als Fr. 500'000 

bis Fr. 1'000'000, 

5. Erwerb von Grundeigentum und von dinglichen 

Rechten im Finanzvermögen von mehr als 

Fr. 10'000'000 im Einzelfall, 

6. Veräusserung von Grundeigentum und von 

dinglichen Rechten im Finanzvermögen von 

mehr als Fr. 4'000'000 im Einzelfall. 

1 Das Gemeindeparlament trifft folgende Ent-

scheide unter Vorbehalt des fakultativen Referen-

dums: 

1. Bewilligung von im Budget nicht enthaltenen 

neuen einmaligen Ausgaben von mehr als 

Fr. 1'000'000 bis Fr. 3'000'000, und neuen jähr-

lich wiederkehrenden Ausgaben von mehr als 

Fr. 150'000 bis Fr. 300'000, 

2. Bewilligung von im Budget enthaltenen neuen 

einmaligen Ausgaben von mehr als 

Fr. 1'000'000 bis Fr. 3'000'000, und neuen jähr-

lich wiederkehrenden Ausgaben von mehr als 

Fr. 150'000 bis Fr. 300'000, 

3. Erwerb oder Veräusserung von Beteiligungen 

an Unternehmungen Dritter, die der Erfüllung 

öffentlicher Aufgaben dienen, von mehr als 

Fr. 750'000 bis Fr. 3'000’000 im Einzelfall, 

4. Schaffung neuer Organisationseinheiten der 

Stadtverwaltung und Schulen ohne gesetzliche 

Verpflichtung mit einem mutmasslichen jährli-

chen Bruttoaufwand von mehr als Fr. 500'000 

bis Fr. 1'000'000, 

5. Erwerb von Grundeigentum und von dinglichen 

Rechten im Finanzvermögen von mehr als 

Fr. 10'000'000 im Einzelfall, 

6. Veräusserung von Grundeigentum und von 

dinglichen Rechten im Finanzvermögen von 

mehr als Fr. 4'000'000 im Einzelfall. 

 

2 Das Gemeindeparlament trifft folgende Ent-

scheide abschliessend: 

1. jährliche Kenntnisnahme des Finanz- und Auf-

gabenplans, 

2 Das Gemeindeparlament trifft folgende Ent-

scheide abschliessend: 

1. jährliche Kenntnisnahme des Finanz- und Auf-

gabenplans, 
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2. jährliche Festsetzung des Budgets, 

3. jährliche Festsetzung des Gemeindesteuerfus-

ses, 

4. Genehmigung der Jahresrechnungen, 

5. jährliche Genehmigung des Geschäftsberichts, 

6. Genehmigung von Abrechnungen über neue 

Ausgaben, die von den Stimmberechtigten o-

der vom Gemeindeparlament beschlossen wor-

den sind, 

7. Bewilligung von Nachtragskrediten, 

8. Bewilligung von neuen einmaligen Ausgaben 

von mehr als Fr. 300'000 bis Fr. 1'000'000 und 

neuen jährlich wiederkehrenden Ausgaben von 

mehr als Fr. 60’000 bis Fr. 150'000, 

9. Erwerb oder Veräusserung von Beteiligungen 

an Unternehmungen Dritter, die der Erfüllung 

öffentlicher Aufgaben dienen, von mehr als 

Fr. 300'000 bis Fr. 750'000 im Einzelfall, 

10. Schaffung neuer Organisationseinheiten der 

Stadtverwaltung und Schulen ohne gesetzliche 

Verpflichtung mit einem mutmasslichen jährli-

chen Bruttoaufwand bis Fr. 500'000, 

11. Erwerb von Grundeigentum und von dinglichen 

Rechten im Finanzvermögen von mehr als 

Fr. 3'000'000 bis Fr. 10'000'000 im Einzelfall, 

12. Veräusserung von Grundeigentum und von 

dinglichen Rechten im Finanzvermögen von 

mehr als Fr. 300'000 bis Fr. 4'000'000 im Ein-

zelfall, 

13. Schenkungen an Dritte von mehr als Fr. 20'000 

im Einzelfall. 

2. jährliche Festsetzung des Budgets, 

3. jährliche Festsetzung des Gemeindesteuerfus-

ses, 

4. Genehmigung der Jahresrechnungen, 

5. jährliche Genehmigung des Geschäftsberichts, 

6. Genehmigung von Abrechnungen über neue 

Ausgaben, die von den Stimmberechtigten o-

der vom Gemeindeparlament beschlossen wor-

den sind, 

7. Bewilligung von Nachtragskrediten, 

8. Bewilligung von neuen einmaligen Ausgaben 

von mehr als Fr. 300'000 bis Fr. 1'000'000 und 

neuen jährlich wiederkehrenden Ausgaben von 

mehr als Fr. 60’000 bis Fr. 150'000, 

9. Erwerb oder Veräusserung von Beteiligungen 

an Unternehmungen Dritter, die der Erfüllung 

öffentlicher Aufgaben dienen, von mehr als 

Fr. 300'000 bis Fr. 750'000 im Einzelfall, 

10. Schaffung neuer Organisationseinheiten der 

Stadtverwaltung und Schulen ohne gesetzliche 

Verpflichtung mit einem mutmasslichen jährli-

chen Bruttoaufwand bis Fr. 500'000, 

11. Erwerb von Grundeigentum und von dinglichen 

Rechten im Finanzvermögen von mehr als 

Fr. 7'000'000 bis Fr. 10'000'000 im Einzelfall, 

12. Veräusserung von Grundeigentum und von 

dinglichen Rechten im Finanzvermögen von 

mehr als Fr. 300'000 bis Fr. 4'000'000 im Ein-

zelfall, 

13. Schenkungen an Dritte von mehr als Fr. 20'000 

im Einzelfall. 

Das Finanzvermögen umfasst ausschliesslich Ver-
mögenswerte, die nicht zur Erfüllung obligatorischer 
Aufgaben der Stadt benötigt werden. Die Stadt hält 
diese Objekte aus strategischen Gründen. Die Pra-
xis zeigt, dass der Stadt relevante Objekte entge-
hen können, weil sie aufgrund der Verpflichtung des 
Parlamentsgeschäfts mit den Fristen der Privatwirt-
schaft nicht mithalten kann. Dies gilt insbesondere 
für kleinere bis mittelgrosse Objekte bis zu einem 
Wert von Fr. 7'000'000.00 im Einzelfall. Aus diesem 
Grund soll das Gemeindeparlament neu ab einem 
Betrag von Fr. 7'000'000.00 abschliessend zustän-
dig sein. Die Die Regelung bezieht sich aus-
schliesslich auf die Thematik des Erwerbs im Fi-
nanzvermögen. In Bezug auf die Veräusserung 
ergibt sich grundsätzlich keine Änderung und in Be-
zug auf den Erwerb zur Erfüllung öffentlicher Aufga-
ben erfolgt ebenfalls keine Anpassung. 

IV. Die Behörden IV. Die Behörden  

Art. 19  Allgemeines Art. 19  Allgemeines  
1 Behördenmitglieder sind zur Teilnahme an den 

Sitzungen verpflichtet. 

1 Behördenmitglieder sind zur Teilnahme an den 

Sitzungen verpflichtet. 

 

2 Behördenmitglieder vertreten in Gemeindeange-

legenheiten die Entscheide des Kollegiums. 

2 Behördenmitglieder vertreten in Gemeindeange-

legenheiten die Entscheide des Kollegiums. 
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3 Behördenmitglieder legen ihre Interessenbindun-

gen offen. 

3 Behördenmitglieder legen ihre Interessenbindun-

gen offen. 

 

1. Der Stadtrat 1. Der Stadtrat  

Art. 20  Zusammensetzung Art. 20  Zusammensetzung  
1 Der Stadtrat besteht mit Einschluss der Präsi-

dentin bzw. des Präsidenten aus sieben Mitglie-

dern. Darin eingeschlossen ist die Präsidentin 

bzw. der Präsident der Schulpflege. 

1 Der Stadtrat besteht mit Einschluss der Präsi-

dentin bzw. des Präsidenten aus sieben Mitglie-

dern. Darin eingeschlossen ist die Präsidentin 

bzw. der Präsident der Schulpflege. 

 

2 Der Stadtrat konstituiert sich im Übrigen selbst. 2 Der Stadtrat konstituiert sich im Übrigen selbst.  

Art. 21  Wahl- und Anstellungsbefugnisse Art. 21  Wahl- und Anstellungsbefugnisse  

Der Stadtrat 

1. bestimmt auf die gesetzliche Amtsdauer aus sei-

ner Mitte: 

a. die Präsidentinnen bzw. die Präsidenten ei-

genständiger Kommissionen inklusive der 

Präsidentin bzw. des Präsidenten der Schul-

pflege, 

b. die Vertretungen des Stadtrats in anderen 

Organen. 

2. ernennt oder wählt in freier Wahl: 

a. die Mitglieder eigenständiger Kommissio-

nen, soweit keine Urnenwahl oder Wahl 

durch das Gemeindeparlament vorgesehen 

ist, 

b. die Vertretungen der Stadt in Organisatio-

nen des öffentlichen oder privaten Rechts, 

soweit das Organisationsrecht dieser Orga-

nisationen die Zuständigkeit nicht anders 

regelt. 

3. ernennt oder stellt an: 

a. die Stadtschreiberin bzw. den Stadtschrei-

ber, 

b. die Organe der Feuerpolizei, der Feuer-

wehr und des Zivilschutzes, soweit die 

Stadt dafür allein zuständig ist, 

Der Stadtrat 

1. bestimmt auf die gesetzliche Amtsdauer aus sei-

ner Mitte: 

a. die Präsidentinnen bzw. die Präsidenten ei-

genständiger Kommissionen inklusive der 

Präsidentin bzw. des Präsidenten der 

Schulpflege, 

b. die Vertretungen des Stadtrats in anderen 

Organen. 

2. ernennt oder wählt in freier Wahl: 

a. die Mitglieder eigenständiger Kommissio-

nen, soweit keine Urnenwahl oder Wahl 

durch das Gemeindeparlament vorgese-

hen ist, 

b. die Vertretungen der Stadt in Organisatio-

nen des öffentlichen oder privaten Rechts, 

soweit das Organisationsrecht dieser Orga-

nisationen die Zuständigkeit nicht anders 

regelt. 

3. ernennt oder stellt an: 

a. die Stadtschreiberin bzw. den Stadtschrei-

ber, 

b. die Organe der Feuerpolizei, der Feuer-

wehr und des Zivilschutzes, soweit die 

Stadt dafür allein zuständig ist, 
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c. die Betreibungsbeamtin bzw. den Betrei-

bungsbeamten, 

d. das übrige städtische Personal, soweit die 

Kompetenz nicht einem anderen Organ zu-

steht. 

c. die Betreibungsbeamtin bzw. den Betrei-

bungsbeamten, 

d. das übrige städtische Personal, soweit die 

Kompetenz nicht einem anderen Organ zu-

steht. 

Art. 22  Rechtsetzungsbefugnisse Art. 22  Rechtsetzungsbefugnisse  

Der Stadtrat ist zuständig für den Erlass und die Än-

derung von Rechtssätzen von untergeordneter Na-

tur. Dazu gehören insbesondere Bestimmungen 

über: 

1. die Organisation und die Leitung der Stadtver-

waltung, 

2. die Aufgabenübertragung an städtische Ange-

stellte, soweit nicht ein anderes Organ zustän-

dig ist, 

3. Tarifordnungen für Gemeindegebühren, 

4. Verordnungen über den Betrieb von städtischen 

Alters- und Pflegeeinrichtungen, 

5. Gegenstände, die nicht in die Kompetenz einer 

anderen Gemeindebehörde fallen. 

Der Stadtrat ist zuständig für den Erlass und die Än-

derung von Rechtssätzen von untergeordneter Na-

tur. Dazu gehören insbesondere Bestimmungen 

über: 

1. die Organisation und die Leitung der Stadtver-

waltung, 

2. die Aufgabenübertragung an städtische Ange-

stellte, soweit nicht ein anderes Organ zustän-

dig ist, 

3. Tarifordnungen für Gemeindegebühren, 

4. Verordnungen über den Betrieb von städtischen 

Alters- und Pflegeeinrichtungen, 

5. Gegenstände, die nicht in die Kompetenz einer 

anderen Gemeindebehörde fallen. 

 

Art. 23  Planungsbefugnisse Art. 23  Planungsbefugnisse  

Der Stadtrat ist zuständig für: 

1. die Festsetzung der Bau- und Niveaulinien, 

2. die Benennung von öffentlichen und privaten 

Strassen, Wegen und Plätzen, 

3. die Übernahme, Abtretung und Öffentlicherklä-

rung von Strassen, Kanalisationen und Wer-

keinrichtungen,  

4. die Genehmigung und Festsetzung von Quar-

tierplänen, 

5. die Regelung von Grenzveränderungen und 

Grenzbereinigungen bei Strassen- oder Gewäs-

serkorrektionen, soweit es sich um unüberbau-

tes Stadtgebiet handelt, 

6. Erteilung und Entzug von Gewerbebewilligun-

gen, 

Der Stadtrat ist zuständig für: 

1. die Festsetzung der Bau- und Niveaulinien, 

2. die Benennung von öffentlichen und privaten 

Strassen, Wegen und Plätzen, 

3. die Übernahme, Abtretung und Öffentlicherklä-

rung von Strassen, Kanalisationen und Wer-

keinrichtungen,  

4. die Genehmigung und Festsetzung von Quar-

tierplänen, 

5. die Regelung von Grenzveränderungen und 

Grenzbereinigungen bei Strassen- oder Gewäs-

serkorrektionen soweit es sich um unüberbau-

tes Stadtgebiet handelt, 

6. Erteilung und Entzug von Gewerbebewilligun-

gen, 

Der Bau der Limmattalbahn führte zu geringen An-
passungen der Strassenverläufe. Dies löste bei-
spielsweise eine Grenzkorrektur zwischen der Stadt 
Zürich und der Stadt Schlieren aus, im Rahmen de-
rer, beide Gemeinden dieselbe Anzahl an Quadrat-
metern gegenseitig abtraten und neu dazu erhiel-
ten. Netto haben beide Städte weder an Land verlo-
ren noch gewonnen. Gemeindeparlament und 
Stadtrat sind sich einig, dass Situationen wie diese 
durch den Stadtrat beurteilt werden sollen. Dies 
führt zu einer Anpassung bei den Art. 23 und 24. 
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7. alle weiteren Planungserlasse von nicht allge-

meiner Bedeutung. 

7. alle weiteren Planungserlasse von nicht allge-

meiner Bedeutung. 

Art. 24  Allgemeine Verwaltungsbefugnisse Art. 24  Allgemeine Verwaltungsbefugnisse  
1 Dem Stadtrat stehen unübertragbar zu: 

1. die politische Planung, Führung und Aufsicht, 

2. die Verantwortung für den Gemeindehaushalt, 

3. die Besorgung sämtlicher Gemeindeangele-

genheiten, soweit dafür nicht ein anderes Or-

gan zuständig ist, 

4. die Vorberatung aller Vorlagen und die Antrag-

stellung zu Geschäften des Gemeindeparla-

ments, 

5. die Unterbreitung seiner ursprünglichen Vorla-

gen an die Stimmberechtigten, wenn das Parla-

ment diese geändert hat und es in der Folge 

zur Urnenabstimmung kommt, 

6. die Vertretung der Stadt nach aussen und die 

Bestimmung der rechtsverbindlichen Unter-

schriften, 

7. die Erteilung des Ehrenbürgerrechts der Stadt, 

8. die Unterstützung des Gemeindereferendums. 

1 Dem Stadtrat stehen unübertragbar zu: 

1. die politische Planung, Führung und Aufsicht, 

2. die Verantwortung für den Gemeindehaushalt, 

3. die Besorgung sämtlicher Gemeindeangele-

genheiten, soweit dafür nicht ein anderes Or-

gan zuständig ist, 

4. die Vorberatung aller Vorlagen und die Antrag-

stellung zu Geschäften des Gemeindeparla-

ments, 

5. die Unterbreitung seiner ursprünglichen Vorla-

gen an die Stimmberechtigten, wenn das Parla-

ment diese geändert hat und es in der Folge 

zur Urnenabstimmung kommt, 

6. die Vertretung der Stadt nach aussen und die 

Bestimmung der rechtsverbindlichen Unter-

schriften, 

7. die Erteilung des Ehrenbürgerrechts der Stadt, 

8. die Unterstützung des Gemeindereferendums. 

 

2 Dem Stadtrat stehen im Weiteren folgende Be-

fugnisse zu: 

1. das Handeln für die Stadt nach aussen, 

2. die Führung von Prozessen mit dem Recht auf 

Vertretung, 

3. die Schaffung von Stellen, die für die Erfüllung 

bestehender Aufgaben notwendig sind, 

4. die Beschlussfassung über Verträge zu Gebiet-

sänderungen von geringer Bedeutung, insbe-

sondere im unbebauten Gebiet, 

5. die Beschlussfassung über Verträge gemäss 

seiner Befugnis zur Bewilligung neuer Ausga-

ben, sofern die Gemeinde keine hoheitlichen 

Befugnisse abgibt, 

6. die übrige Aufsicht über die Stadtverwaltung. 

2 Dem Stadtrat stehen im Weiteren folgende Be-

fugnisse zu: 

1. das Handeln für die Stadt nach aussen, 

2. die Führung von Prozessen mit dem Recht auf 

Vertretung, 

3. die Schaffung von Stellen, die für die Erfüllung 

bestehender Aufgaben notwendig sind, 

4. Beschlussfassung über Verträge zu Gebietsän-

derungen von geringer Bedeutung, insbeson-

dere im unbebauten Gebiet oder bei baulichen 

Veränderungen, die Grenzanpassungen auslö-

sen, 

5. die Beschlussfassung über Verträge gemäss 

seiner Befugnis zur Bewilligung neuer Ausga-

ben, sofern die Gemeinde keine hoheitlichen 

Befugnisse abgibt, 

Siehe Erläuterung Art. 23. 
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6. die übrige Aufsicht über die Stadtverwaltung. 

Art. 25  Finanzbefugnisse Art. 25  Finanzbefugnisse  
1 Der Stadtrat ist zuständig für: 

1. den Ausgabenvollzug, 

2. die Bewilligung gebundener Ausgaben, 

3. die Bewilligung von im Budget nicht enthalte-

nen neuen einmaligen Ausgaben bis 

Fr. 300'000, pro Jahr höchstens Fr. 1'000'000, 

und von neuen jährlich wiederkehrenden Aus-

gaben bis Fr. 60'000, pro Jahr höchstens 

Fr. 200'000, 

4. die Bewilligung von im Budget enthaltenen 

neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 300'000 

und von neuen jährlich wiederkehrenden Aus-

gaben bis Fr. 100'000, für einen bestimmten 

Zweck, 

5. Erwerb oder Veräusserung von Beteiligungen 

an Unternehmungen Dritter, die der Erfüllung 

öffentlicher Aufgaben dienen, bis Fr. 300'000 

im Einzelfall, 

6. Erwerb von Grundeigentum und von dinglichen 

Rechten im Finanzvermögen bis Fr. 3'000'000 

im Einzelfall, 

7. Veräusserung von Grundeigentum und von 

dinglichen Rechten im Finanzvermögen bis 

Fr. 300'000 im Einzelfall, 

8. Schenkungen an Dritte bis Fr. 20'000 im Ein-

zelfall, 

9. Aufnahme von Fremdkapital zur Sicherstellung 

des mittelfristigen Liquiditätsbedarfs. 

1 Der Stadtrat ist zuständig für: 

1. den Ausgabenvollzug, 

2. die Bewilligung gebundener Ausgaben, 

3. die Bewilligung von im Budget nicht enthalte-

nen neuen einmaligen Ausgaben bis 

Fr. 300'000, pro Jahr höchstens Fr. 1'000'000, 

und von neuen jährlich wiederkehrenden Aus-

gaben bis Fr. 60'000, pro Jahr höchstens 

Fr. 200'000, 

4. die Bewilligung von im Budget enthaltenen 

neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 300'000 

und von neuen jährlich wiederkehrenden Aus-

gaben bis Fr. 100'000, für einen bestimmten 

Zweck, 

5. Erwerb oder Veräusserung von Beteiligungen 

an Unternehmungen Dritter, die der Erfüllung 

öffentlicher Aufgaben dienen, bis Fr. 300'000 

im Einzelfall, 

6. Erwerb von Grundeigentum und von dinglichen 

Rechten im Finanzvermögen bis Fr. 7'000'000 

im Einzelfall, 

7. Veräusserung von Grundeigentum und von 

dinglichen Rechten im Finanzvermögen bis 

Fr. 300'000 im Einzelfall, 

8. Schenkungen an Dritte bis Fr. 20'000 im Ein-

zelfall, 

9. Aufnahme von Fremdkapital zur Sicherstellung 

des mittelfristigen Liquiditätsbedarfs. 

Das Finanzvermögen umfasst ausschliesslich Ver-
mögenswerte, die nicht zur Erfüllung obligatorischer 
Aufgaben der Stadt benötigt werden. Die Stadt hält 
diese Objekte aus strategischen Gründen. Die Pra-
xis zeigt, dass der Stadt relevante Objekte entge-
hen können, weil sie aufgrund der Verpflichtung des 
Parlamentsgeschäfts mit den Fristen der Privatwirt-
schaft nicht mithalten kann. Dies gilt insbesondere 
für kleinere bis mittelgrosse Objekte bis zu einem 
Wert von Fr. 7'000'000.00 im Einzelfall. Die Rege-
lung bezieht sich ausschliesslich auf die Thematik 
des Erwerbs im Finanzvermögen. In Bezug auf die 
Veräusserung ergibt sich grundsätzlich keine Ände-
rung und in Bezug auf den Erwerb zur Erfüllung öf-
fentlicher Aufgaben erfolgt ebenfalls keine Anpas-
sung. 

2 Der Stadtrat kann in einem Erlass die Befugnisse 

nach Ziffer 1 und 2 an städtische Angestellte dele-

gieren. Die Befugnisse nach Ziffern 3 sowie 5 bis 

8 sind nicht delegierbar. Die Bewilligung von im 

Budget enthaltenen neuen Ausgaben ist höchs-

tens bis zur Hälfte der Ausgabenhöhe nach Ziffer 

4 delegierbar. 

2 Der Stadtrat kann in einem Erlass die Befugnisse 

nach Ziffer 1 und 2 an städtische Angestellte dele-

gieren. Die Befugnisse nach Ziffern 3 sowie 5 bis 

8 sind nicht delegierbar. Die Bewilligung von im 

Budget enthaltenen neuen Ausgaben ist höchs-

tens bis zur Hälfte der Ausgabenhöhe nach Ziffer 

4 delegierbar. 
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Art. 26  Stadtrichteramt Art. 26  Stadtrichteramt  

Der Stadtrat kann einzelnen städtischen Angestell-

ten das Recht zur Verhängung von Bussen übertra-

gen und sie zur direkten Antragstellung bei den Ge-

richten ermächtigen. Den damit befugten Angestell-

ten dürfen keine Weisungen über die materielle Er-

ledigung einzelner Geschäfte erteilt werden. 

Der Stadtrat kann einzelnen städtischen Angestell-

ten das Recht zur Verhängung von Bussen übertra-

gen und sie zur direkten Antragstellung bei den Ge-

richten ermächtigen. Den damit befugten Angestell-

ten dürfen keine Weisungen über die materielle Er-

ledigung einzelner Geschäfte erteilt werden. 

 

2. Die eigenständigen Kommissionen 2. Die eigenständigen Kommissionen  

A. Die Schulpflege A. Die Schulpflege  

Art. 27  Zusammensetzung Art. 27  Zusammensetzung  
1 Die Schulpflege besteht mit Einschluss der Präsi-

dentin bzw. des Präsidenten aus elf Mitgliedern 

1 Die Schulpflege besteht mit Einschluss der Präsi-

dentin bzw. des Präsidenten aus elf Mitgliedern 

 

2 Die Schulpräsidentin bzw. der Schulpräsident 

wird vom Stadtrat aus seiner Mitte bestimmt. 

2 Die Schulpräsidentin bzw. der Schulpräsident 

wird vom Stadtrat aus seiner Mitte bestimmt. 

 

3 Die Schulpflege konstituiert sich im Übrigen 

selbst. 

3 Die Schulpflege konstituiert sich im Übrigen 

selbst. 
 

Art. 28  Aufgaben Art. 28  Aufgaben  
Die Schulpflege führt die Kindergarten-, die Primar- 

und die Sekundarstufe der öffentlichen Volksschule 

und besorgt weitere Aufgaben im Bereich Schule 

und Bildung, soweit nicht andere Organe zuständig 

sind. 

Die Schulpflege führt die Kindergarten-, die Primar- 

und die Sekundarstufe der öffentlichen Volksschule 

und besorgt weitere Aufgaben im Bereich Schule 

und Bildung, soweit nicht andere Organe zuständig 

sind. 

 

Art. 29  Anträge an das Gemeindeparlament Art. 29  Anträge an das Gemeindeparlament  
Die Schulpflege reicht ihre Anträge an die Stimmbe-

rechtigten oder an das Gemeindeparlament dem 

Stadtrat ein, der sie dem Gemeindeparlament mit 

seiner Abstimmungsempfehlung unterbreitet. 

Die Schulpflege reicht ihre Anträge an die Stimmbe-

rechtigten oder an das Gemeindeparlament dem 

Stadtrat ein, der sie dem Gemeindeparlament mit 

seiner Abstimmungsempfehlung unterbreitet. 

 

Art. 30  Wahl- und Anstellungsbefugnisse Art. 30  Wahl- und Anstellungsbefugnisse  
Die Schulpflege wählt, ernennt oder stellt an:  

1. die Vorsitzenden und die Mitglieder der bera-

tenden Kommissionen der Schulpflege, 

2. die Delegierten der Stadt in regionalen und pri-

vaten Institutionen im Schulwesen, 

3. die Schulleiterinnen bzw. die Schulleiter, 

4. die Lehrpersonen, 

5. die Schulärztinnen bzw. die Schulärzte, 

6. die Schulsekretärin bzw. den Schulsekretär, 

Die Schulpflege wählt, ernennt oder stellt an:  

1. die Vorsitzenden und die Mitglieder der bera-

tenden Kommissionen der Schulpflege, 

2. die Leitung Bildung, 

3. die Delegierten der Stadt in regionalen und pri-

vaten Institutionen im Schulwesen, 

4. die Schulleiterinnen bzw. die Schulleiter, 

5. die Lehrpersonen, 

6. die Schulärztinnen bzw. die Schulärzte, 

Anpassung gemäss neuem Volksschulgesetz, gültig 
seit 1. Januar 2021. 
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7. die weiteren Angestellten im Schulbereich. 7. die Schulsekretärin bzw. den Schulsekretär, 

8. die weiteren Angestellten im Schulbereich. 

Art. 31  Rechtsetzungsbefugnisse Art. 31  Rechtsetzungsbefugnisse  

Die Schulpflege ist in ihrem Aufgabenbereich zu-

ständig für den Erlass und die Änderung von weni-

ger wichtigen Rechtssätzen. Dazu gehören insbe-

sondere Bestimmungen:  

1. des Organisationsstatuts, 

2. zu den Rahmenbedingungen für die Schulpro-

gramme, 

3. über die Organisation der Schulpflege sowie ih-

rer beratenden Kommissionen und städtischen 

Angestellten, 

4. über Benützungsvorschriften und die Tariford-

nung der Gebühren für Schulanlagen,  

5. betreffend die Ordnung an den Schulen, 

6. über die Tarifordnung der Gebühren für Eltern-

beiträge an Dienstleistungen ausserhalb der 

unentgeltlichen Volksschule. 

Die Schulpflege ist in ihrem Aufgabenbereich zu-

ständig für den Erlass und die Änderung von weni-

ger wichtigen Rechtssätzen. Dazu gehören insbe-

sondere Bestimmungen:  

1. des Organisationsstatuts, 

2. zu den Rahmenbedingungen für die Schulpro-

gramme, 

3. über die Organisation der Schulpflege sowie ih-

rer beratenden Kommissionen und städtischen 

Angestellten, 

4. über Benützungsvorschriften und die Tariford-

nung der Gebühren für Schulanlagen,  

5. betreffend die Ordnung an den Schulen, 

6. über die Tarifordnung der Gebühren für Eltern-

beiträge an Dienstleistungen ausserhalb der 

unentgeltlichen Volksschule. 

 

Art. 32  Allgemeine Verwaltungsbefugnisse Art. 32  Allgemeine Verwaltungsbefugnisse  

Die Schulpflege ist innerhalb ihres Aufgabenbe-

reichs zuständig für: 

1. die Leitung und Beaufsichtigung der Schulen 

der öffentlichen Volksschule, soweit nicht an-

dere Organe dafür zuständig sind, 

2. die Genehmigung und Veröffentlichung der 

Schulprogramme, 

3. die Ausführung der ihr durch die eidgenössi-

sche und kantonale Gesetzgebung oder die 

Behörden von Bund und Kanton übertragenen 

Aufgaben, soweit nicht andere Organe dafür 

zuständig sind, 

4. den Vollzug der Gemeindebeschlüsse, soweit 

nicht andere Organe, Behörden oder Personen 

dafür zuständig sind, 

Die Schulpflege ist innerhalb ihres Aufgabenbe-

reichs zuständig für: 

1. die Leitung und Beaufsichtigung der Schulen 

der öffentlichen Volksschule, soweit nicht an-

dere Organe dafür zuständig sind, 

2. die Genehmigung und Veröffentlichung der 

Schulprogramme, 

3. die Ausführung der ihr durch die eidgenössi-

sche und kantonale Gesetzgebung oder die 

Behörden von Bund und Kanton übertragenen 

Aufgaben, soweit nicht andere Organe dafür 

zuständig sind, 

4. den Vollzug der Gemeindebeschlüsse, soweit 

nicht andere Organe, Behörden oder Personen 

dafür zuständig sind, 
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5. die Vertretung der Gesamtheit der Schulen 

nach aussen und die Bestimmung der rechts-

verbindlichen Unterschriften, 

6. die Prozessführung mit dem Recht auf Vertre-

tung, 

7. die Schaffung von Stellen für gemeindeeigene 

Lehrpersonen und der übrigen Stellen im 

Schulbereich, soweit nicht der Kanton zustän-

dig ist, 

8. die Aufteilung der vom Kanton in Vollzeiteinhei-

ten zugeordneten Stellen für Lehrpersonen und 

Schulleitungen der öffentlichen Volksschule in 

einem Stellenplan. 

5. die Vertretung der Gesamtheit der Schulen 

nach aussen und die Bestimmung der rechts-

verbindlichen Unterschriften, 

6. die Prozessführung mit dem Recht auf Vertre-

tung, 

7. die Schaffung von Stellen für gemeindeeigene 

Lehrpersonen und der übrigen Stellen im 

Schulbereich, soweit nicht der Kanton zustän-

dig ist, 

8. die Aufteilung der vom Kanton in Vollzeiteinhei-

ten zugeordneten Stellen für Lehrpersonen und 

Schulleitungen der öffentlichen Volksschule in 

einem Stellenplan. 

Art. 33  Finanzbefugnisse Art. 33  Finanzbefugnisse  
1 Die Schulpflege ist im Rahmen ihrer Aufgaben 

zuständig für: 

1. den Ausgabenvollzug, 

2. die Bewilligung gebundener Ausgaben, 

3. die Bewilligung von im Budget nicht enthalte-

nen neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 

250‘000, pro Jahr höchstens Fr. 500‘000, und 

jährlich wiederkehrenden Ausgaben bis Fr. 

30'000, pro Jahr höchstens Fr. 100‘000, 

4. die Bewilligung von im Budget enthaltenen 

neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 250‘000 

und neuen jährlich wiederkehrenden Ausgaben 

bis Fr. 60‘000, 

5. Schenkungen an Dritte im Einzelfall bis Fr. 

10‘000. 

1 Die Schulpflege ist im Rahmen ihrer Aufgaben 

zuständig für: 

1. den Ausgabenvollzug, 

2. die Bewilligung gebundener Ausgaben, 

3. die Bewilligung von im Budget nicht enthalte-

nen neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 

250‘000, pro Jahr höchstens Fr. 500‘000, und 

jährlich wiederkehrenden Ausgaben bis Fr. 

30'000, pro Jahr höchstens Fr. 100‘000, 

4. die Bewilligung von im Budget enthaltenen 

neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 250‘000 

und neuen jährlich wiederkehrenden Ausgaben 

bis Fr. 60‘000, 

5. Schenkungen an Dritte im Einzelfall bis Fr. 

10‘000. 

 

2 Die Schulpflege kann in einem Erlass die Befug-

nisse nach Ziffern 1 und 2 an städtische Ange-

stellte delegieren. Die Befugnisse nach Ziffern 3 

und 5 sind nicht delegierbar. Die Bewilligung von 

im Budget enthaltenen neuen Ausgaben ist höchs-

tens bis zur Hälfte der Ausgabenhöhe nach Ziffer 

4 delegierbar. 

2 Die Schulpflege kann in einem Erlass die Befug-

nisse nach Ziffern 1 und 2 an städtische Ange-

stellte delegieren. Die Befugnisse nach Ziffern 3 

und 5 sind nicht delegierbar. Die Bewilligung von 

im Budget enthaltenen neuen Ausgaben ist höchs-

tens bis zur Hälfte der Ausgabenhöhe nach Ziffer 

4 delegierbar. 
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Art. 34  Aufgabenübertragung an städtische An-
gestellte 

Art. 34  Aufgabenübertragung an städtische An-

gestellte 

 

1 Die Schulpflege kann städtischen Angestellten 

bestimmte Aufgaben zur selbstständigen Erledi-

gung übertragen. 

1 Die Schulpflege kann städtischen Angestellten 

bestimmte Aufgaben zur selbstständigen Erledi-

gung übertragen. 

 

2 Ein Behördenerlass regelt Aufgaben und Ent-

scheidungsbefugnisse im Rahmen des Volks-

schulrechts. 

2 Ein Behördenerlass regelt Aufgaben und Ent-

scheidungsbefugnisse im Rahmen des Volks-

schulrechts. 

 

 Art. 34a Leitung Bildung Anpassung gemäss neuem Volksschulgesetz, gültig 

seit 1. Januar 2021. 

 1 In der Stadt Schlieren besteht eine Leitung Bil-

dung. 

 

 2 Das Organisationsstatut regelt die Aufgaben und 

Kompetenzen der Leitung Bildung. 

 

Art. 35  Mitberatung an den Schulpflegesitzun-
gen 

Art. 35  Mitberatung an den Schulpflegesitzun-

gen 

 

1 An den Sitzungen der Schulpflege nehmen eine 

Schulleiterin bzw. ein Schulleiter pro Schule und 

eine Lehrperson als Vertretung der Lehrerschaft 

mit beratender Stimme teil. 

1 An den Sitzungen der Schulpflege nehmen die 

Leitung Bildung, eine Schulleiterin bzw. ein Schul-

leiter als Vertretung der Schulleitung und eine 

Lehrperson als Vertretung der Lehrerschaft mit be-

ratender Stimme teil. 

Anpassung aufgrund neuem Volksschulgesetz, gül-
tig seit 1. Januar 2021. 

2 Die Schulsekretärin bzw. der Schulsekretär 

nimmt an den Sitzungen mit beratender Stimme 

teil. 

2 Die Schulsekretärin bzw. der Schulsekretär 

nimmt an den Sitzungen mit beratender Stimme 

teil. 

 

Art. 36  Schulleitung Art. 36  Schulleitung  
1 Die Schulleitung ist zuständig für die administra-

tive, personelle und finanzielle Führung und zu-

sammen mit der Schulkonferenz für die pädagogi-

sche Führung und Entwicklung der Schule. 

1 Die Schulleitung ist zuständig für die administra-

tive, personelle und finanzielle Führung und zu-

sammen mit der Schulkonferenz für die pädagogi-

sche Führung und Entwicklung der Schule. 

 

2 Die Aufgaben und Kompetenzen der Schulleitung 

richten sich nach der Schulgesetzgebung und dem 

Organisationsstatut. 

2 Die Aufgaben und Kompetenzen der Schullei-

tung richten sich nach der Schulgesetzgebung und 

dem Organisationsstatut. 

 

3 Die Schulleitung vertritt die von ihr geleitete 

Schule nach aussen. 

3 Die Schulleitung vertritt die von ihr geleitete 

Schule nach aussen. 

 

4 Die Schulleitung kann der Schulpflege Antrag 

stellen. 

4 Die Schulleitung kann der Schulpflege Antrag 

stellen. 
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5 Die Überprüfung von Anordnungen der Schullei-

tung kann innert zehn Tagen seit der Mitteilung 

schriftlich bei der Schulpflege verlangt werden. 

5 Die Überprüfung von Anordnungen der Schullei-

tung kann innert zehn Tagen seit der Mitteilung 

schriftlich bei der Schulpflege verlangt werden. 

 

Art. 37  Schulkonferenz Art. 37  Schulkonferenz  
1 Die mit einem Mindestpensum gemäss kantona-

lem Recht an einer Schule unterrichtenden Lehr-

personen und die Schulleitung bilden die Schul-

konferenz. Die Schulpflege regelt die Teilnahme 

und das Stimmrecht weiterer Mitarbeitenden an 

den Sitzungen der Schulkonferenz. 

1 Die mit einem Mindestpensum gemäss kantona-

lem Recht an einer Schule unterrichtenden Lehr-

personen und die Schulleitung bilden die Schul-

konferenz. Die Schulpflege regelt die Teilnahme 

und das Stimmrecht weiterer Mitarbeitenden an 

den Sitzungen der Schulkonferenz. 

 

2 Die Schulkonferenz legt das Schulprogramm 

fest, beschliesst über die Massnahmen zu dessen 

Umsetzung sowie über konkrete Aktivitäten und 

Projekte in einer Jahresplanung. 

2 Die Schulkonferenz legt das Schulprogramm 

fest, beschliesst über die Massnahmen zu dessen 

Umsetzung sowie über konkrete Aktivitäten und 

Projekte in einer Jahresplanung. 

 

3 Die Schulkonferenz kann der Schulpflege Antrag 

stellen. 

3 Die Schulkonferenz kann der Schulpflege Antrag 

stellen. 

 

B. Die Sozialbehörde B. Die Sozialbehörde  

Art. 38  Zusammensetzung Art. 38  Zusammensetzung  
1 Die Sozialbehörde besteht mit Einschluss der 

Präsidentin bzw. des Präsidenten aus sieben Mit-

gliedern. 

1 Die Sozialbehörde besteht mit Einschluss der 

Präsidentin bzw. des Präsidenten aus sieben Mit-

gliedern. 

 

2 Die Präsidentin bzw. der Präsident der Sozialbe-

hörde wird vom Stadtrat aus seiner Mitte be-

stimmt. 

2 Die Präsidentin bzw. der Präsident der Sozialbe-

hörde wird vom Stadtrat aus seiner Mitte be-

stimmt. 

 

3 Die Sozialbehörde konstituiert sich im Übrigen 

selbst. 

3 Die Sozialbehörde konstituiert sich im Übrigen 

selbst. 

 

Art. 39  Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse Art. 39  Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse  
1 Die Sozialbehörde besorgt selbstständig die So-

zialhilfe sowie die Kinder- und Jugendhilfe. 

1 Die Sozialbehörde besorgt selbstständig die So-

zialhilfe sowie die Kinder- und Jugendhilfe. 

 

2 Die Aufgaben werden durch die eidgenössische 

und kantonale Gesetzgebung bestimmt. 

2 Die Aufgaben werden durch die eidgenössische 

und kantonale Gesetzgebung bestimmt. 
 

Art. 40  Finanzbefugnisse Art. 40  Finanzbefugnisse  
1 Die Sozialbehörde ist im Rahmen ihrer Aufgaben 

im Bereich des Fürsorgewesens zuständig für: 

1. den Ausgabenvollzug, 

2. die Bewilligung gebundener Ausgaben, 

1 Die Sozialbehörde ist im Rahmen ihrer Aufgaben 

im Bereich des Fürsorgewesens zuständig für: 

1. den Ausgabenvollzug, 

2. die Bewilligung gebundener Ausgaben, 
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3. die Bewilligung von im Budget nicht enthalte-

nen neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 

30‘000, pro Jahr höchstens Fr. 100‘000, und 

jährlich wiederkehrenden Ausgaben bis Fr. 

10'000, pro Jahr höchstens Fr. 20‘000, 

4. die Bewilligung von im Budget enthaltenen 

neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 30‘000 und 

jährlich wiederkehrenden Ausgaben bis Fr. 

10‘000. 

3. die Bewilligung von im Budget nicht enthalte-

nen neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 

30‘000, pro Jahr höchstens Fr. 100‘000, und 

jährlich wiederkehrenden Ausgaben bis Fr. 

10'000, pro Jahr höchstens Fr. 20‘000, 

4. die Bewilligung von im Budget enthaltenen 

neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 30‘000 und 

jährlich wiederkehrenden Ausgaben bis Fr. 

10‘000. 
2 Die Sozialbehörde kann in einem Erlass die Be-

fugnisse nach Ziffern 1 und 2 an städtische Ange-

stellte delegieren. Die Befugnisse nach Ziffer 3 

sind nicht delegierbar. Die Bewilligung von im 

Budget enthaltenen neuen Ausgaben ist höchs-

tens bis zur Hälfte der Ausgabenhöhe nach Ziffer 

4 delegierbar. 

2 Die Sozialbehörde kann in einem Erlass die Be-

fugnisse nach Ziffern 1 und 2 an städtische Ange-

stellte delegieren. Die Befugnisse nach Ziffer 3 

sind nicht delegierbar. Die Bewilligung von im 

Budget enthaltenen neuen Ausgaben ist höchs-

tens bis zur Hälfte der Ausgabenhöhe nach Ziffer 

4 delegierbar. 

 

Art. 41  Aufgabenübertragung an städtische An-
gestellte 

Art. 41  Aufgabenübertragung an städtische An-

gestellte 

 

Die Sozialbehörde kann städtischen Angestellten 

bestimmte Aufgaben zur selbstständigen Erledigung 

übertragen. Ein Behördenerlass regelt Aufgaben 

und Entscheidungsbefugnisse im Rahmen des Sozi-

alhilferechts. 

Die Sozialbehörde kann städtischen Angestellten 

bestimmte Aufgaben zur selbstständigen Erledigung 

übertragen. Ein Behördenerlass regelt Aufgaben 

und Entscheidungsbefugnisse im Rahmen des Sozi-

alhilferechts. 

 

Art. 42  Anträge an das Gemeindeparlament Art. 42  Anträge an das Gemeindeparlament  

Die Sozialbehörde reicht ihre Anträge an die Stimm-

berechtigten oder an das Gemeindeparlament dem 

Stadtrat ein, der sie dem Gemeindeparlament mit 

seiner Abstimmungsempfehlung unterbreitet. 

Die Sozialbehörde reicht ihre Anträge an die Stimm-

berechtigten oder an das Gemeindeparlament dem 

Stadtrat ein, der sie dem Gemeindeparlament mit 

seiner Abstimmungsempfehlung unterbreitet. 

 

C. Bürgerrechtskommission C. Bürgerrechtskommission  

Art. 43  Zusammensetzung Art. 43  Zusammensetzung  
1 Die Bürgerrechtskommission besteht mit Ein-

schluss der Präsidentin bzw. des Präsidenten aus 

neun Mitgliedern. 

1 Die Bürgerrechtskommission besteht mit Ein-

schluss der Präsidentin bzw. des Präsidenten aus 

neun Mitgliedern. 

 

2 Die Präsidentin bzw. der Präsident der Bürger-

rechtskommission wird vom Stadtrat aus seiner 

Mitte bestimmt. 

2 Die Präsidentin bzw. der Präsident der Bürger-

rechtskommission wird vom Stadtrat aus seiner 

Mitte bestimmt. 
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3 Die Bürgerrechtskommission konstituiert sich im 

Übrigen selbst. 

3 Die Bürgerrechtskommission konstituiert sich im 

Übrigen selbst. 

 

Art. 44  Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse Art. 44  Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse  
1 Die Bürgerrechtskommission ist zuständig für die 

Begutachtung aller Bürgerrechtssachen, die Ertei-

lung des Stadtbürgerrechts (exkl. Ehrenbürger-

recht) sowie die Entlassung aus demselben.  

1 Die Bürgerrechtskommission ist zuständig für die 

Begutachtung aller Bürgerrechtssachen, die Ertei-

lung des Stadtbürgerrechts (exkl. Ehrenbürger-

recht) sowie die Entlassung aus demselben.  

 

2 Die Aufgaben werden durch die eidgenössische 

und kantonale Gesetzgebung bestimmt. 

2 Die Aufgaben werden durch die eidgenössische 

und kantonale Gesetzgebung bestimmt. 

 

Art. 45  Finanzbefugnisse Art. 45  Finanzbefugnisse  

Die Bürgerrechtskommission ist im Rahmen ihrer 

Aufgaben im Bereich des Einbürgerungswesens zu-

ständig für 

1. den Ausgabenvollzug, 

2. die Bewilligung gebundener Ausgaben, 

3. die Bewilligung von im Budget enthaltenen 

neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 30‘000 und 

jährlich wiederkehrenden Ausgaben bis Fr. 

10‘000. 

Die Bürgerrechtskommission ist im Rahmen ihrer 

Aufgaben im Bereich des Einbürgerungswesens zu-

ständig für 

1. den Ausgabenvollzug, 

2. die Bewilligung gebundener Ausgaben, 

3. die Bewilligung von im Budget enthaltenen 

neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 30‘000 und 

jährlich wiederkehrenden Ausgaben bis Fr. 

10‘000. 

 

V. Weitere Stellen V. Weitere Stellen  

1. Wahlbüro 1. Wahlbüro  

Art. 46  Zusammensetzung Art. 46  Zusammensetzung  

Das Wahlbüro besteht mit Einschluss der Stadtprä-

sidentin bzw. des Stadtpräsidenten als Vorsitzende 

bzw. Vorsitzender aus einer vom Gemeindeparla-

ment zu bestimmenden Zahl von Mitgliedern. 

Das Wahlbüro besteht mit Einschluss der Stadtprä-

sidentin bzw. des Stadtpräsidenten als Vorsitzende 

bzw. Vorsitzender aus einer vom Gemeindeparla-

ment zu bestimmenden Zahl von Mitgliedern. 

 

Art. 47  Aufgaben Art. 47  Aufgaben  

Das Wahlbüro besorgt die ihm durch das Gesetz 

über die politischen Rechte zugewiesenen Aufga-

ben. 

Das Wahlbüro besorgt die ihm durch das Gesetz 

über die politischen Rechte zugewiesenen Aufga-

ben. 

 

2. Friedensrichterin bzw. Friedensrich-
ter 

2. Friedensrichterin bzw. Friedensrich-
ter 

 

Art. 48  Aufgaben und Anstellung Art. 48  Aufgaben und Anstellung  
1 Die Friedensrichterin bzw. der Friedensrichter 

besorgt die in der kantonalen Gesetzgebung fest-

gelegten Aufgaben.  

1 Die Friedensrichterin bzw. der Friedensrichter 

besorgt die in der kantonalen Gesetzgebung fest-

gelegten Aufgaben.  
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2 Das Anstellungsverhältnis richtet sich nach der 

Personalverordnung der Stadt.  

2 Das Anstellungsverhältnis richtet sich nach der 

Personalverordnung der Stadt.  

 

3 Das Amtslokal wird vom Stadtrat bestimmt. 3 Das Amtslokal wird vom Stadtrat bestimmt.  

VI. Schlussbestimmungen VI. Schlussbestimmungen  

Art. 49  Aufhebung des früheren Rechts Art. 49  Aufhebung des früheren Rechts  

Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Gemein-

deordnung wird die Gemeindeordnung vom 28. 

September 1997 mit den seitherigen Änderungen 

aufgehoben. 

Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Gemein-

deordnung wird die Gemeindeordnung vom 28. 

September 1997 mit den seitherigen Änderungen 

aufgehoben. 

 

 Art. 49a Übergangsregelung  

 Bis zum Stellenantritt der Leitung Bildung gemäss 

den Artikeln 30 Ziff. 2, 34a Abs. 1 und 2 sowie Art. 

35 Abs. 1 haben die bisherigen Bestimmungen ge-

mäss Gemeindeordnung vom 1. August 2018 wei-

terhin Gültigkeit. 

 

Art. 50  Inkrafttreten Art. 50  Inkrafttreten  

Der Stadtrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttre-

tens dieser Gemeindeordnung nach dem Datum der 

Genehmigung durch den Regierungsrat. 

Der Stadtrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttre-

tens dieser Gemeindeordnung nach dem Datum der 

Genehmigung durch den Regierungsrat. 

 

 

 

Totalrevision 

Die vorstehende Gemeindeordnung der Stadt Schlieren wurde mit der Urnenabstimmung vom 4. März 2018 und vom Regierungsrat des Kantons Zürich mit Be-

schluss Nr. 538 vom 13. Juni 2018 genehmigt und vom Stadtrat mit Beschluss vom 25. Juni 2018 per 1. August 2018 in Kraft gesetzt. 

 

 

Teilrevision 

Die vorstehende Änderung der Gemeindeordnung der Stadt Schlieren vom 15. Juni 2022 wurde in der Urnenabstimmung vom Datum angenommen. 

 

Stadtrat Schlieren 

 

 

Markus Bärtschiger Janine Bron 

Stadtpräsident Stadtschreiberin 

 

 

Vom Regierungsrat des Kantons Zürich mit Beschluss Nr. XX am Datum genehmigt. 
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